
Verfahren bei Feststellung der Todeszeit VerschG §§ 32—45

§41
(1) Vor der Einleitung des Verfahrens hat der Antrag-, 

steiler nachzuweisen, daß der Tod nach den Umständen 
nicht zweifelhaft ist, sofern dies nicht offenkundig ist.

(2) Die übrigen zur Begründung des Antrags erforder­
lichen Tatsachen hat der Antragsteller glaubhaft zu machen.,

§42
(1) Ist der Antrag zulässig, so soll das Gericht eine öffent­

liche Aufforderung an alle, die über den Zeitpunkt des 
Todes Angaben machen können, erlassen, dies dem Gericht 
bis zu einem bestimmten Zeitpunkt anzuzeigen.

(2) Von der öffentlichen Aufforderung kann das Gericht 
absehen, wenn dadurch nach den Umständen eine weitere 
Aufklärung des Sachverhalts nicht erwartet werden kann.

§43
(1) Das Gericht bestimmt nach freiem Ermessen die 

Form, in der die öffentliche Aufforderung bekanntgemacht 
werden soll, und die Frist, innerhalb deren die Anzeige zu 
machen ist.

(2) Diese Frist soll nicht weniger als sechs Wochen und, 
wenn nicht besondere Gründe vorliegen, nicht mehr als 
sechs Monate betragen. Sie beginnt mit Ablauf des Tages, 
an dem die Aufforderung zum ersten Male öffentlich be­
kanntgemacht ist.

(3) Ist die Aufforderung öffentlich bekanntgemacht, so 
kann die Frist nicht mehr abgekürzt werden.

§44
(1) Der Zeitpunkt des Todes ist den Grundsätzen des § 9 

Abs. 2, 3 entsprechend festzustellen.
(2) Der Beschluß begründet die Vermutung, daß der Tod 

in dem darin festgestellten Zeitpunkt eingetreten ist. § 9 
Abs. 4 gilt entsprechend.

§45
(1) Ergeben die Ermittlungen, die in einem nach § 2 ein­

geleiteten Aufgebotsverfahren angestellt sind, daß der Tod
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